
 
 
 

Beschlüsse des Landesjugendring Brandenburg e.V. 2025 

- Zusammenfassung in freundlicher Sprache –  

 

Generationengerechtigkeit 

Junge Menschen sollen in Brandenburg mehr mitreden und fair behandelt werden. 
Politik und Verwaltung müssen ihre Bedürfnisse ernst nehmen und Lösungen für ihre 
Probleme finden. 

Wir fordern: 

 
1. Junge Menschen besser schützen 

Brandenburg ist ein Land, wo die Menschen immer älter werden. 
Junge Menschen sind dort in der Minderheit und haben es schwerer, politisch gehört 
zu werden. 

Darum braucht es mehr Schutz vor Benachteiligung und mehr Anerkennung.  

 
2. Demokratie stärken 

Junge Menschen brauchen eine starke Demokratie, in der sie mitgestalten können. 

Dazu gehören mehr Demokratie·bildung und mehr Unterstützung für Jugend·verbände 
und andere demokratische Projekte. 

 
3. In die Zukunft investieren 

An jungen Menschen darf nicht gespart werden. 
Geld für Bildung, Klima, Infrastruktur und Prävention hilft vor allem in der Zukunft. 

Die Politik soll so handeln, dass in vielen Jahren junge Menschen auch noch gute 
Chancen haben. 

 
4. Einen Jugend-Check einführen 

Gesetze sollen geprüft werden: 
Welche Auswirkung hat dieses Gesetz auf junge Menschen? 

Junge Menschen sollen bei Gesetzen, die sie besonders betreffen, immer beteiligt 
werden. 



 
 
 
5. Beteiligung besser machen 

Junge Menschen sollen nicht nur irgendwie beteiligt werden, sondern gut und 
passend. 

Besonders wichtig dabei sind Jugend·verbände, Jugend·parlamente und andere 
Selbst·organisationen. 
Ihre Beteiligung muss ernst genommen und unterstützt werden. 

 
6. Ehren·amt stärken 

Ehren·amt bedeutet: Die eigene Freizeit und Leidenschaft für andere einsetzen.  

Mit einem Ehren·amt können junge Menschen auch Zusammen·halt lernen.  

Deshalb ist freiwillige Arbeit ein wichtiger Teil von Demokratie. 

Junge Menschen leisten viel im Ehrenamt. Sie brauchen deshalb eine gute 
Begleitung. 
Jugend·verbände brauchen dafür mehr Beratung und Unterstützung von Personen mit 
festen Stellen. 

 
7. Auf Augen·höhe handeln 

Die Landes·regierung soll junge Menschen nicht nur anhören, sondern ihre 
Meinungen und Ansichten auch in Entscheidungen mit einbauen. 

Es braucht eine neue Vereinbarung, der jungen Menschen gute Bedingungen und 
echte Mit·bestimmung bietet. 

 

 

Rechts·extreme Radikalisierung stoppen 

Radikalisierung bedeutet: Die Gedanken und Einstellungen einer Person werden 
Schritt für Schritt extremer.  

Die Person sieht die Welt immer mehr als „nur gut oder nur böse“ und lehnt andere 
Meinungen stark ab. 

Radikale Menschen sind mehr bereit, andere zu verletzen oder Gewalt zu benutzen, 
um ihre Welt·sicht durchzusetzen. 

Die Welt·sicht von rechts·extremen Personen sagt, dass es nicht alle Menschen 
verdienen, gleich behandelt zu werden. 



 
 
 
Immer mehr junge Menschen geraten in den Einfluss von rechts·extremen Gruppen. 
Das passiert nicht nur offen, sondern oft auch über scheinbar harmlose Angebote, 
über soziale Medien oder in normalen Situationen in Jugend·gruppen. 

Jugend·verbände müssen darauf reagieren. 
Sie brauchen klare Haltung, Schutz und gute Unterstützung. 

Wir fordern: 

 
1. Rechts·extreme Einflüsse ernst nehmen 

Rechts·extreme Radikalisierung passiert auch direkt vor Ort, zum Beispiel in 
Jugend·gruppen, im Ehren·amt oder im Alltag. 

Jugend·verbände sollen diese Entwicklungen beobachten und laut werden, wenn 
Radikalisierung auftritt. 

 
2. Schutz und Fortbildung ausbauen 

Freiwillige und bezahlte Mitarbeiter·innen brauchen Fortbildungen, zum Beispiel zu 
digitaler Radikalisierung, Anti·feminismus, Rassismus und Schutz·konzepten. 

Orte und Veranstaltungen, bei denen man sich gut austauschen kann, soll es weiter 
geben und verbessert werden. 

 
3. Demokratische Jugend·räume verteidigen 

Jugend·verbände sollen klare Positionen gegen Rechts·extremismus, 
Queer·feindlichkeit und Anti·feminismus haben. 

Dazu gehören auch gute Schutz·konzepte und sichere Räume für junge Menschen. 

 
4. Solidarisch mit Betroffenen sein 

Auch andere Bereiche der Jugend·arbeit und politische Bildung stehen unter Druck. 

Wir solidarisieren uns mit Projekten und Organisationen, die bedroht werden oder 
weniger Geld kriegen sollen.  

Solidarisch heißt: Man hält zusammen und hilft anderen, auch wenn man selbst nicht 
gleich einen Vorteil davon hat.  

Wir setzen uns dafür ein, dass Projekte, die anderen Menschen helfen, weiterarbeiten 
können. 



 
 
 
 
5. Gute Finanzierung sichern 

Demokratische Arbeit braucht eine sichere Finanzierung, die für eine längere Zeit gilt. 

Bei Beratungs·stellen, Jugend·verbands·arbeit und Anti·diskriminierungs·arbeit darf 
nicht so doll gespart werden, dass sie nicht mehr gut arbeiten können. 

 
6. Verantwortung der Politik 

Politik und Verwaltung müssen rechts·extremen Strukturen klar widersprechen und 
demokratische Arbeit schützen. 

Dazu gehört auch, keine gemeinsamen Aktionen mit rechts·extremen Parteien zu 
machen und gegen rechte Organisationen laut zu werden. 

 

 

Klare Haltung statt falscher Neutralität 

Der Landes·jugend·ring Brandenburg und seine Mitglieds·verbände sind nicht neutral. 
Sie stehen auf der Seite der Demokratie und der Menschen·rechte. 

Jugend·verbände haben die Aufgabe, junge Menschen zu stärken und sie vor rechter 

Hetze und Ausgrenzung zu schützen. 

Wir fordern: 

 
1. Demokratische Haltung zeigen 

Jugend·verbände sollen klar sagen, wofür sie stehen: für Demokratie, Vielfalt und 
Menschen·rechte. 

Rechtem Ideen muss widersprochen werden. 

 
2. Falsche Behauptungen zurückweisen 

Es stimmt nicht, dass Jugend·verbände neutral sein müssen, weil sie Geld vom Land 
oder Stadt bekommen 

Politische Bildungs·arbeit darf und soll klar demokratisch sein. 

3. Rechte Angriffe nicht hinnehmen 

Des·informationen von rechten Personen müssen mit Fakten beantwortet werden. 



 
 
 
Des·information bedeutet: Personen erzählen absichtlich falsche Fakten, damit ihre 
Welt·sicht besser aussieht. 

Rechts·extreme Aussagen dürfen nicht ignoriert oder geduldet werden. 

 
4. Jugendliche und Mitarbeitende schützen 

Jugend·verbände sollen sich besser gegen rechte Anfeindungen schützen. 

Dazu gehören Schutz·konzepte, Fortbildungen, Veranstaltungen und gute 
Unterstützung für Mitarbeitende. 

 
5. Demokratie im Alltag stärken 

Innerhalb der Jugend·verbände soll gefördert werden, dass alle Spaß am Diskutieren 
haben. 

So werden junge Menschen gestärkt und können besser mitgestalten. 

 

 

 

 

Kostenloses Deutschlandticket für Juleica-Inhaber*innen 

Der Landes·jugend·ring Brandenburg soll sich dafür einsetzen, dass Menschen mit 
Juleica das Deutschland·ticket kostenlos bekommen. 

Die Juleica ist eine Ausbildung für Personen, die Jugendleiter·innen werden und 
junge Menschen anleiten wollen. 

Mit dem Deutschland·ticket kann man in ganz Deutschland zum Beispiel mit Bussen, 
Straßenbahnen, U- und S-Bahnen und Regionalbahnen unbegrenzt fahren. 

Das wäre eine gute Unterstützung für junge Ehren·amtliche in der Jugend·arbeit. 

 

Wir fordern: 

 
1. Ehrenamt stärken 

Die Juleica zeigt: Junge Menschen engagieren sich freiwillig und übernehmen 
Verantwortung. 



 
 
 
Engagement bedeutet: Man setzt sich aktiv und freiwillig für etwas ein, das einem 
wichtig ist – zum Beispiel für andere Menschen, für die Umwelt oder für ein Projekt. 

Dieses Engagement soll stärker anerkannt und unterstützt werden. 

 
2. Kosten senken 

Viele Ehren·amtliche müssen für ihre Arbeit reisen und bezahlen dafür selbst 
Fahrt·kosten. 

Ein kostenloses Deutschland·ticket würde ihnen helfen. 

 
3. Mobilität erleichtern 

Mit einem kostenlosen Ticket können junge Menschen leichter in Brandenburg und 
darüber hinaus unterwegs sein. 

So wird ihre wichtige Arbeit in der Jugend·arbeit einfacher möglich. 

 


